
BEITRÄGE
Bewulßlitsein der Christen miteinander verbinden.
Dies stieß in L1heorie un Praxis auf bedeutendeJuan Calvo Ötero Schwierigkeiten.

‚War egegnet 11a in der Geschichte der KircheModerne Beziehungen in der Welt ügen der natürlichen Nationali-
7zwischen Kırche und Ötaat sierung des relig1ösen Phänomens, die in Spannung

stehen Z Universalität der rlösung, daß MNan
einen doppelten politischen un relig1ösen
Universalismus christlichen Charaktegs ZuU en

Synthese der Modelle IM Licht
des Z weiten V atikanums und der heutıgen Peıit. er  o der die urtüumlichen Auffassungen irgend-

WwW1e überwand, S1e aber zugleich radıkalisierte. Be-
Kritik dieser odelle zeichnenderweise machen sich beim endgültigen

DIie Beziehungen 7zwischen Kirche un! Staat lassen Zusammenbruch des der politisch-relig1ösen
sich erst 1n der Geschichtsperiode, die WI1r «die Einheit wlederum die alten Kriterien in scharfen
Moderne» ‘9 ernstlich prüfen. Dies beruht technischen Formulierungen geltend «Culus reg10,
meines Erachtens auf 7we1 Gründen 1 Der Staat e1us et rel1g10.»
ist e1in modernes jJuridisch-politisches Gebilde, un! Die spatere Entwicklung der een und des
der Sinn für die Relativität, die den stark der DC- praktischen Lebens hat einer spannenden
schichtlichen Dynamik unterworfenen Staatsauf- Themastellung 1mM jetzigen Zeitpunkt geführt
fassungen eigen ist, bricht zwangsläufig mit den Einerseits ist der globale Einfuß des Liberalismus

MIt seinem positiven Kern (wenn auch nicht alleabstrakten Auffassungen, die u1ls die klassıschen
Staatslehren boten (die sich 1n nicht wenigen and- seine Folgen pOS1t1V waren), der Achtung VOL dem
büchern U1LlISCICI e1it immer och geltend machen) Einzelmenschen, wahrzunehmen; anderseits egen
DA Anderseıits steht 1in der Moderne die HC VOL vielgestaltige kollektivistische Ausdrucksformen
dem Problem, daß die C Beziehungen » 7wischen ihr VOIn Durch die menschliche Person als Attribu-
und dem Staat nıcht mehr auf der Glaubenseinheit t1onszentrum beider Seiten (Individualität und
der Glieder der staatliıchen Gemeinschaft bastieren Kollektivität) des Menschen 1st irgendwie
können. Im Grunde WL die klassische Auffassung einer Synthese gekommen. Und WasS och wichtiger
11UTr eine Fiktion geschichtlicher ein ber- ISE eben diese Lenden- den Gesellschaftsent-
en alter relig1ös-politi  tischer Anschauungen 1n würfen unNnserer e1it ihren Stempel auf und wıll in
der christlichen Gesellschaft den modernen Verfassungen ihren Niederschlag

en Diese wichtige Gegebenheit wurde VO  - der
« Nationalisterung» des religiösen Phänomens C heute Z7ZAÄUÜG Kenntn1s e  MMM und dient

Dieser letzte Punkt erfordert eine summarische dazu, die unmittelbare Zukunft darnach Uu-

Überlegung. Das relig1öse Phänomen hat SC richten.
sellschaftliche Ausdrucksformen dieser oder jener
Art gehabt, un:! diese Ausdrucksformen bleiben Das Thema der Beziehung ZWISCHEN Kirche
das Zusammengehörigkeitsgefühl eines bestimm- und $ Zaat auf dem /weiten V atikanum
ten Volkes gebunden Der territoriale oder eth- Im anfänglich ZULC EKrörterung auf dem Konzil VOTL-

nische harakter einer Religion diente auch als geschlagenen Schema ZUrr Konstitution « De ccle-
S1a», die ufrc viele radıkale Umstellungen hin-Band des Zusammenhangs eines Volkes In eut1!-

SCH Begrifien ausgedrückt ließe sich VO einer WTG 7A2 D ü Konstitution C I1 umen gentium» wurde,
« Nationalisierung » der AÄußerungen der Religion Wr ein Kapitel (IX) «„De relationibus inter Eccle-

s1am et Statum » enthalten. Dals; das Schema aufsprechen. Eın anderer allgemeiner Charakterzug
VO:  D besonderer Bedeutung bestand überdies darin, diesen konkreten un. HAxlert wurde, WAar schon
daß 7wischen dem typisch Zeitlichen oder olıt1- Gegenstand intens1iver Auseinandersetzungen in-
schen un! dem Relig1ösen nicht deutlich unfter- nerhalb der Theologischen Kommission DSCWESCH,
chieden wurde. er Universalismus der Kıirche VOL allem weil den rundlinien der He
SOWIl1e ihre tiefgründende el mussen sich 1in widerlief, die 1m Dokument ber die elig10ns-
einer ersten Epoche mMI1t diesem Problem AuUse1IN- freiheit vorgele wurde. Ks erga sich das dornen-
andersetzen; s1e suchen das Politische VO Reli- olle Problem, w1e 1Nall mplizit in einem oku-
o1ösen trennen 1in Formulierungen des ypus ment die ese der Toleranz un in einem andern
2Cun! Gehorsam un! dochel Sphären 1im die der generellen Freiheit vertreten könne. Be-
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kanntlich wurde be1 der Endredaktion der Konst1- ol1onsfreiheit herrscht. Darum wird darauf hinge-
wiesen,; daß «die Freiheit der Kirche 1m inklangtution « WJe Ecclesi1a» dieses Kapitel vollständig

weggelassen. Ks blieb höchstens eine flüchtige An- steht mMI1t jener relig1ösen Freiheit, die für alle Men-
spielung darauf 1in Nr. 26, bloß auf die Notwen- schen und Gemeinschaften als ein Recht alNlzue1L-

digkeit hingewiesen wird, daß die Christen 1n ihrem kennen un! in der juristischen Ordnung VerLr-

Verhalten die Rechte und ichten, die sich Aaus ankern ist». Dies ist nicht 11Ur für die C vonmn

gutem, sondern gereicht «auch ZU Wohl der inihrer Zugehörigkeit Z Kirche un Z Staat CI-

geben, miteinander 1in Einklang bringen und 7 W1- dischen Gesellschaft selhbst».
schen beiden Sphären deutlich unterscheiden. och Dieser schematischen Darstellung der Konzils-
VO: der Kirche als einer Z organisierten mensch- dokumente 1st ein doppeltes Kriterium entneh-
en Gesellschaft in Beziehung setzenden In- INCIL, das für die modernen Entwürfe der Beziehun-
stitution ist in der Konstitution C Lumen gentium» SCH 7w1ischen RC un Staat VO: großer edeu-
keine weni1gstens keine ausdrückliche Spur VCI- tung ist. Einerseits wird 1n der individuellen Ord-
blieben. NULS ıne Unterscheidung der Sphären der Ze1t-

en un der transzendenten oder esialenDas Konzil hat WAarL diese rage nicht bsolut
beiseite gelassen. Ks betaßt sich 1im egente1e gefordert, die be1 jedem Christen 1n Einklang DC-
mit diesem ema in der Konstitution «Gaudium bracht werden mussen. Anderse1its WIFL: auch auf
et. SpCS»: «Politische Gemeinschaft un! Kirche» eine Trennung auf institutioneller ene hinge-
(Nr. 76) Ks ist aufschlußreich, daß mMan anstelle des wiesen sOwle auf die Notwendigkeit einer wirk-

Zusammenarbeit. Diese beiden ınıen dieüblicheren Begrifis «Staat» den Ausdruck «poli-
tische Gemeinschaft» verwendet. Daß das Wort individuelle und die institutionelle werdenı-
< Staat» den Rand verwiesen wurde, entspricht dert hervorgehoben, un könnte der ärung
einer dynamischeren un fundamentaleren 1C. dienen, W C: {NAdil die rage tellte Verlaufen die
des öffentlichen „ebens der Menschen, die weniger beiden Linien parallel oder en Ss1e einen Kon-

organisatorisch ausgerichtet oder hıbdo die VCILI- vergenzpunkt, VOL allem dann, wenn eine
schiedenen politisch-konstitutionellen Tendenzen juridische Formulierung anstrebt”?
technifiziert ist. (Da die politische Realität vorwie-
gend 1n den < Staaten» Gestalt annımmt, handelt CS Persönliche und ınstitutionelle Sphäresich ‚Wal der Substanz nach das gleiche. In

Die relatıo vrelationum hr1s un politische Geme1in-diesem 'Text werden allgemeine Prinzipien zZzu

USdrucCc gebracht: die Abhängigkeit un! Auto- schaft, Kirche un politische Gemeinschaft nthält
nomile der Kirche un der politischen Geme1in- heute eine doppelte Schwierigkeit:

E DIie Freiheit und Verantwortlichkeit der mensch-chaft, der Beitrag beider 7zAüheE persönlichen un DC-
sellschaftlichen Berufung der menschlichen Person, lichen Person kann als verletzt betrachtet werden,

WC) 7wischen dereun! der politischen Ge-”ienz einer gesunden Zusammenarbeit ZwW1-
schen den beiden entsprechend den jeweiligen OTt- meinschaft Beziehungen auf institutioneller un
lichen un zeitlichen Verhältnissen. positiver ene (juridisch verwirklichte Beziehun-

Schließlich wird in der rklärung «Dignitatis gen) bestehen. Diese können 7wel Formen en
humanae» eine sinndichteezusammengefaßt, (wobel die eine ofrfm die andere nicht ausschließt,

die sich aber auseinanderhalten lassen):die wenigstens 1n ihrer Formulierung bis einem
gewlissen rad LICUH ist Der unmittelbarste Hinweis a) Eın genereller Entwurf, der praktisch dem

sich 1in Nr. «Die Freiheit der C ist entspricht, Wa die Konstitution «Gaudi1ium et

das grundlegende Prinzip 1in den Beziehungen 7W1- SPCS» (Nr. 76) Sagt. el würde iNAadll 1m Grunde
schen der Kirche und den öffentlichen Gewalten nıcht über die freie Aktion der zeitlichen Wirklich-

keiten (die durch die politische Gemeinschaft SSOwle der bürgerlichen Ordnung.» Dies
wıird damıit begründet, daß dieEeine &< gelst- reicht werden) und der übernatürlichen Wirklich-
liche, VO Christus dem Herrn gestiftete Autorität keiten (die in derewurzeln) hinausgehen un
besitzt un eine Gesellschaft VO:  o Menschen ist, die stillschweigend ihre Interdependenzim auf
das Recht besitzen, ach den Vorschriften des den Dienst der menschlichen Person anerken-
chris  chen aubens eben». Der Kirche 11C11,. In dieser Formulierung an sich nichts, was

steht auf dem Gebiet des praktischen Lebens die die Meinungs- un:! Handlungsfreiheit des

notwendige Freiheit un ine echtlich un! tat- Individuums verstieße, un würde auch die
Söffentliche Ordnung implizit respektiert.ächlich gefestigte Stellung Z worin die Reli-
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KEine ausdrückliche Anerkenhung, die sich 1Ur lichen Sinn und als Teil oder manıtestative Ofm

konkreten Situationen verwirklichen äßt Diese ihrer anrhel anerkannt. Eın Opportunismus, der
bestände 1n einer Stellungnahme verschiedenen dieser theologischen und juridischen Position in
anges (bilaterales Abkommen, Kinfügung einer Gegensatz stehen würde, würde ein weltes Ent-
Verfassungsklausel, Grundsatzerklärung, spezielle gegenkommen bedeuten un unzulänglich se1n.
Anerkennung USW.) nicht durch die politische Ge- Das berühmte Problem der Starren ese und der
meinschaft 1m allgemeinen, sondern UfrC| eine umständebedingten ypothese der traditionellen
organisatorisch-juridische positive Vereinbarung. TIraktate des Ööftentlichen Kirchenrechts 1st schon
Dies erfordert zwangsläufig, daß als Koordinaten immer Gegenstand kritischer Einwände SFCWESCNH,des menschlichen Lebens die örtlichen und Ze1t- VOT em deshalb, we1il das, WAas sich 1n Wirklich-
en Umstände mithineingenommen werden, auf keit beobachten läßt, un! das, wWwWas als Lösung -die das Zweite Vatiıkanum ansplelt In diesem geboten Wird, einander nicht entspricht. Und
kannn nlaß gegeben werden Einwänden eines scheint nicht, daß WIr einfach aufgrun der Span-ektors VON Bürgern, die diese relig1ösen Kriterien 1U119 7zw1ischen dem, Was se1in soll, und dem, WAasSs ist,
personalisierenden Inhalts nicht teilen, oder verpflichtet waren, wenigstens theoretisch diese
einem radikaleren Einwand solcher, die nicht damit Unterscheidung weiterhin für berechtigt halten
einverstanden sind, daß der Staat ine relig1öse Folgerichtiger 1st die Einheitlichkeit der tund-
Konfession positiv legitimiert, sofern dies eine austichtung, die der andel ist, der heute angebo-Adhäsion des Staates selbst mMit sich bringt. In einer ten werden muß
olchen Anerkennung liegen SOmıIt 7wel Positionen

)ynEheSE der odelleVD Man anerkennt ausdrücklich die Legitimität
der Kirche und ihrer öftentlichen Krscheinungs- ach der Lehre des Z weiten Vatikanums werden
formen, oder man nımmt auch ine otAfizielle dhä- die folgenden Beziehungen zwı1ischen Kirche und
Ss10N S1e VT (dieser Aspekt wıird später analy- Staat als normal NSCNOMMECN;:
siert) Z Generelle Anerkennung : Aufgrund des Prinzips

D Die andere Schwierigkeit liegt der Tatsache der Relig1ionsfreiheit, das in der bürgerlichen Ge-
begründet, da ß die Ex1istenz des Pluralismus in der setzgebung ausdrücklic anerkannt wird, kann die
heutigen Gesellschaft formell anerkannt wird. Die- Kirche die Autonomie aufrechterhalten, die Ss1e
SCr luralismus betrifit in ANSCITHE Fall die relig1öse Tait ihrer Einsetzung durch Gott und der persön-
Seite des Menschen, hat aber viele Ausdrucksfor- lichen un gesellschaftlichen Struktur ihrer ZC-
inNnen. Der Schritt VO: dieser außern egebenheit schichtlichen Erscheinungsform für sich bean-
eines bloßen sozliologischen eIiundes ihrer phi- prucht Diesbezüglich koexIistiert sS1e auf bürger-
losophisch-juridischen Begründung und ihrer ethi- er ene wirklich oder möglicherweise MIt
schen und theologischen positiven Bewertung ist andern relig1ösen Kontessionen. Der Staat hat 11UI
schr bedeutungsvoll. Da der Mensch VO heute für diese Freihe1it seiner Bürger schützen un! der
dieses tum Sallz besonders sensibel ist, macht distributiven Gerechtigkeit entsprechend jede
diese Bewertung auf das individuelle Gewtissen Religionsgruppe be1 der Erstrebung VO.:  n Zielen,
einen starken Eindruck Dennoch bedarf S1e iner die 1m öffentlichen Interesse egen, unterstutzen.
kritischen Überlegung. Es erscheint nicht ANLPEC- Gleichzeitig muß mMan dem Staat das Recht
bracht, daraus eine Beschützung des Irrtums ab7zu- sprechen, auch sich selbst schützen, indem
leiten oder auch eine Rechtfertigung des sich 1m Irr- darauf achtet, daß der gesellschaftliche Einfluß des
u  3 befindlichen Menschen selbst WC) dieser pCI- religiösen Phänomens nicht der techten OÖftent-
sönlic gutgläubig ist) 1elmenhr äßt sich für das lichen Ordnung wliderstreitet und nicht die legi-
eC| der ahrhe1 einstehen, anstandslos bejaht tim AÄAutonomie (aufder Ebene der Verwirklichun-

werden, jedoch ohne daß ine stärkere « KO- SCH, nicht auf der der Grundlegung un etzten
aktion » ausgeübt wird, als w1e S1e ihrer innern Finalität) der zeitlichen Ordnung durc)  rticht
Überzeugungskraft liegt Den Irrtum rechtferti- och darf den religiösen Gemeinschaften nıcht
2201 geht darüber hinaus. DIiIe ahrhe1: ist die ' Irä- verwehren, ihre TEe ber die Gesellschaftsord-
gerin des Rechts; sS1e hat sich nicht MI1t dem Irrtum 1NUNS Z Ausdruck bringen.
Zu atrangleren, sondern besitzt ein eCc darauf, B) Besondere Anerkennung Man kennt den OndI1-
daß S1e richtig verstanden und ANSCHNOMMI! WEeELI- tionalparagraphen VO  S Nr. 6 der Erklärung « DI1-
den kann SO gesehen wird der relig1öse Pluralis- onitatis humanae»: «Wenn Anbetracht beson-
INUS VOL der Kirche mMi1t einem tiefen geschicht- derer Umstände einem olk einer einzigen reli-
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o1ösen Gemeinschaft in der Rechtsordnung des Die juridische Anerkennung einer relig1ösen
Staates ine spezielle bürgerliche nerkennun YC- Konfession oder die As1ıon s1e unter Hint-
Zollt wWird, ist notwendig, daß zugleic das der Leg1itimität der privaten un Ööftent-
ec auf Freiheit in relig1ösen ingen für alle lichen Äußerungen der übrigen Religionen. Dies ist
Bürger und relig1ösen Gemeinschaften anerkannt stoßender, W C} dies dem NVEC DC-
und gewahrt wird.» Es handelt sich el NUur schieht, die gesellschaftliche Stoßkraft dieser reli-
scheinbar inen ITUuC mit dem generellen Prin- o1ösen Konfession für pO.  SC.  C interessen TC-

brauchen, die schon und für sich Zu mindestenzD die Religionsfreiheit einfachhıin anzuerkennen.
Es spielt aber el die konkrete geschichtliche diskutabel oder strittig sind. Auf die Länge 1st C
Situation einer estimmten Gesellscha:; mıit, die 1n die Gesellschaft, die dieser Abnormalität eidet;

diese ist ein Übel für die Politik und nıcht sechrechnung tellen ist, WeN1l mMan ohne
das Wesentliche verstoßen ein Gleichgewicht für die Religion
aufrechterhalten 111 7wischen dem, W4S 1n jeder Die permanente, unabänderliche staatliche
Gesellschaft gesetzlich bestimmt, und dem, Was DC- As1ıon ine bestimmte religx1öse Konfession.
ebt wird. Die Gesetze en Vater und Mutltter Einerse1its äßt sich dies als ungeschichtlich
und mMussen sS1e. CIn den Gesetzgeber und das Tange; anderseits wird damit das gesellschaft-
gesellschaftliche en Dies hebt ber das allge- liche aktum des möglichen oder tatsächlich be-
melne Prinzip nicht auf, sondern gewährt bloß stehenden Pluralismus verletzt, und ergeben sich
einem weiteren Kingang, das eher den legitimer- daraus anläßlich VO:  i u  ‚9 legitimen (sesetzes-
welse schützenden politischen Interessen als rtetormen Zwistigkeiten und Schwierigkeiten.
einer grundsätzlichen Theorie entspricht, die ZU Kritische Dewertungobigen rinzıp in Parallele stände. emist dieser
7welte Aspekt konditionell, , -OCnicht gegENSAtZ- A) ine «geschichtliche» Lehre
Lich; muß sich nach der geschichtlichen Dynamik In der He des 7 weiten Vatikanums 1st ein all-
und dem Ermessen des Gesetzgebers richten. gemeines Prinzip das der Religionsfreiheit VOL-

C Anormale SZIHUALIONEN ! handen, das alle Merkmale dauernder Gültigkeit
DIe Nichtanerkennung der Konnaturalität der aufweilst. Es 1sSt aber uch ein anerkanntes weites

relig1ösen AÄußetrungen des persönlichen und DE Feld VOol Variletäten vorhanden, die dadurch her-
sellschaftlichen Lebens der Menschen un:! die Ver- vorgebracht werden, daß die Völker 1in den Lauf
weigerung des Rechtsschutzes. der Geschichte verwickelt sind, W4S verschiedenen

as Schweigen über dieses ea VO: seiten Lehrauffassungen und juridischen Modalitäten
des Gesetzgebers. uch WE die in der Gesetz- Kingang bietet. ollte i1Nall diese ZUSammeil-

gebung positiv festgelegte (CGarantie nicht auUuS- ängenden Theorien gruppleren, würde Manl

schlaggebend iSt, erscheint nıcht als ein ak- fast mit Sicherheit das verletzen, WAas das Realste
zeptables politisches Kriterium, sich ein ema jeder VO: ihnen ist die beständige 1ale (das
nicht kümmern, das auf die Gesellschaft stark anderem Gegenüberstehen). Es ist schon iner
einwirkt. allgemeinen Ansıcht geworden, dalß 1LLUL unter Be-

DIie oftene oder stillschweigende Verfolgung. achtung einiger Elemente sich eine Varletät VÖO:  5

S1e 1ne Erklärung 1in gewlissen Auffassungen Systemen bilden äßt und WAar gestutz auf Ge-
des menschlichen Lebens, die aufgrund eines W\Or- setzgebungstexte oder auf geschichtliche Ereignisse
urteils oder echten Urteils über den sozialep Oftt=- VO:  D starker Resonanz. Jedoch ist 1n der tietf innern
schritt die Religion als ein Phänomen betrachten, Wirklichkeit der Personen und der Gesellschafts-
das den notwendigen menschlichen Kıinsatz für den gruppCch die Dialektik komplex und dem Wechsel
Fortschritt durchkreuzt oder Dies bietet unterworfen, un auf dieser ene bestehen be1
mMI1t einem noch scchwerer wiegenden un weniger allen Völkern Srohe Ahnlichkeiten.
zu rechtfertigenden Charakter die gleiche Schwie-

Ne  ote und juridische Wirklichkeitigkeit Ww1e die VO Staat gesetzlich festgelegte
Konfessionalität. Die Verfolgung oründet nicht auf In unNnseCICI heutigen eit äßt sich die Tendenz be-

Kriterien, die der Auffassung über das öffentliche obachten, gewissen Fakten ihrer peripheren
en einer konkreten Gesellschaft entsprechen, Auffälligkeit willen eine überragende edeutung
sondern erfolgt deshalb, weil 1iNaill sich 7U Rıchter 7uzuerkennen. So wälzt IThemen wI1ie das dem
über die wahre Bestimmung des Menschen auf- Staat ustehende( ZUIT: « Präsentation» kirch-

spielt. licher Würdenträger, die Steuer- oder Subventions-
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Systeme, Interferenzen 1in einem gewlssen Typus ter als in vergangenen Zeiten eröfinen, da mMNan VÖO:  -
der arlegung der religiösen Lehre einem be-

sieht.
weitschweifigen generellen Formulierungen ab-

stimmten Zeitpunkt, Anerkennung, ichtvorhan-
densein oder Verletzung des privilegium fori uUuSW. Es
1st jedoch ine 1el] tiefer schürfende Prüfung erfor- C) Institutionelle oder persönliché Aktivität?

So w1e ich die iınge sehe, nımmt allgemein diedert: sind die Interessen bewerten, die in die-
SC1I1 Manıifestationen latent vorhanden sind, das Denkströmung überhand, die für eine einzige Be-

SCONUNG der Kirche mit den politischen Wiırklich-Wozu ihrer ExIistenz. Synthetisch vorgehend keiten eintritt: auf der Ebene der Betätigung derSC.  ge ich folgende yse VOTL:!
Be1i der notwendigen FEinbettung des institutio- Christen. Gewiß ist dies ine Forderung und e1in

nellen Christentums 1in die „eitlichen Wirklichkei- nicht verachtender Wert der persönlichen Te1-
ten muß iNanll gvewlsse Grenzen beachten: die elit und Verantwortung, VOL allem der Latlen, die

ja die besondere WE uch nicht ausschließlicheAÄAutonomie der bürgerlichen Urganisation «ad Sendung aben, die zeitlichen Angelegenheitenintra» un ebenfalls die unabdingbare Autonomie
der Kirche «ad intra». Dies ist das entscheidende dem en Gottes entsprechend verwalten und

ordnen (« Lumen gentium» 20 DIies bildetrinzip Nun können aber 1n den Manıifestationen sicherlich ıne Ofm der Kontfirontation der KıircheCC ad >} iner Urgantisation nteresSCI1 der andern
Gesellschaftsinstitution tanglert werden. SO besitzt mit den säkularen Urganisationen. Und die ANO-

HICS der Dialektik sowohl des aktıven Einflussesdie Hierarchie dernnormalerweise einen Kıin-
Auß, der über die Grenzen einer tein kirchlichen wI1e des WiIıderstandes 1n bezug aufdie FEinpflanzung

der christlichen Grundsätze 1in die Themen, die mitBeurteilung ihrer Sendung inausgeht, und damit der zeitlichen Gemeinschaft 1n Beziehung stehenrührt S1e ein Interesse der politischen Gemein- sind heute für diese IC sensibilisiert.chaft, das berechtigterweise gewahrt werden soll, Nun ber scheinen weder die Lehre derese1 aufdem Weg einer Übereinkunft, se1 durch
Übernahme der 7z1vilen oder pönalen Verantwor- och die heutigen politischen Wirklichkeiten aa-
tung für die Auswirkung dieser gesellschaftlichen ten, über-, inter- oder parastaatliche Urganisat1o0-

nen) dazu angetan, diesen einseitigen Entwurf hin-Stoßkraft 1im Umkreis der öftentlichen Ordnung. zunehmen. Die institutionelle Ausdrucksform derAnderseits können einseitige Beschlüsse der politi- Kirche die ihrem Wesen gehört hält einigeschen2CInteressen der religiösen Gruppen VCLI-
letzen oder wesentliche Aspekte der tre der der Öffentlichkeit zugekehrte Seiten ihrer einzigen
BGer einer andern Konfess1on) VO TUn Mission für notwendig: die Kıirche SO. in der DFC-

schic  chen Welt als Braut Christi un «lumenauf tangieren. In diesem Fall kann die jJuri1dische
Klugheit des Staates und der Kıirche ein bilaterales gentium» das Erlösungswerk verwirklichen. Dar-

stellt sS1e die Menschen un: ihre dem Zusam-Abkommen herbeiwünschen. So werden wen1g- menleben dienenden Institutionen 1n echnung.die «WiIiderstände» vermieden oder abge-
schwächt un! ohne die eigenen Prinzipien aufzu- S1e äßt sich nıcht ausschließlich VO  S einigen Be-

ziehungen ZUT politischen Macht bestimmen, SOil-geben bedient 1iNall sich der Rechtstechnik, die
fe einer Relig1on mMIit dem rtealen Leben ihrer dern VO einer allgemeinen, notwendigen Beztle-
Glieder 1n einer bestimmten politischen Gemein- hung ZUT Welt, OVOlL die Beziehungen zw1ischen

Kirche und Staat 11Ur ine Konkretion sind, die FC-schaft 1n ang bringen. Der Staat wird hin-
S1iG der relig1ösen ahrhe1it nichts diktieren, schic  chen Veränderungen unterliegt. Überdies
sondern wıird ach seinem Rechtsermessen verfah- sind heute bei dem Einfiuß der übernationalen und

parastaatlichen K Örperschaften die Staaten und dieICNI, WE die Tätigkeiten seliner Bürger austich-
LEL und beurteilt. DIe Kirche hinwieder ihre internationalen Urganisationen selbst daran inter-

essiert, 1ne Sendung der CS als Beschützer1nGrundlage 1n den eigenen theologischen und Jur1- geistiger Werte hinzunehmen, da alle Vorausset-dischen Prinzipien, projizlert S1e ber als gesell-
chaftliche Interessen, denen darum Lun 1St, ZUNSCH gegeben sind, S1e durch die innerstaat-

en Rechte und HTG die internationale Ge-die Würde der konkreten Person und des Zusam- meinschaft 1in ihren verschliedenen Ausdrucksfor-menlebens schützen. DIies erfordert die aus-
iNenN positiv anzuerkennen.drückliche und praktische Anerkennung ihres DC-

schichtlichen Dynamismus. So äßt sich me1ines Hr- Nimmt die Kirche dieses an
achtens die Ara der besonderen «Abkommen» W1- Auf die Staaten mit Ausnahme derer, die der Reli-
schen derCund den Staaten viel ungehemm- 100 und für sich eindlich gegenüberstehen
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macht offensichtlich die Macht der Tatsachen STAar- Kriterien her ersieht man nicht die Notwendigkeit,
ken Eindruck, die csehr ZUugunsten der Kirche SPIE- diesen &< Staaty aufrechtzuerhalten, denn das, WOZU

chen als der Form, ein Problem lösen, das ihre dienen will die Immunität des Papstes und der
Bürger selbst stellen. In diesem Fall egen zentralen UOrganismen der 1rc. äßt sich 1n
lichkeiten mit einem « Sicherheitsvertrag» VOL, den einer der geschichtlichen Entwicklung ENTISPLE-
der Staat mMI1t einer Körperschaft abschließt, die ihm chenderen Oorm ohne diese Fiktion eines Staates
nicht untersteht un: die mehr Möglichkeiten be- erreichen, der der Erklärungen bedarf, die sich
s1itzt als oder als die Kräfte, die i1hm auf unterer durch eine HCN Formel ersetzen Jassen, welche sich
ene seliner Gemeinschaft ZUrFr. Verfügung stehen. Aaus dem universalen und parastaatlichen Charakter
So ware ıne Beziehung mit irgendeinem Staats- erg1bt, den iNail der Kirche Aaus den angeführten

lotiven 7uerkennt.nicht unlogisch. Von hier aus erg1bt sich für
den Staat uch die Pflicht, eine solche parastaatliche Das ema La1zıtät und KonfessionalitätKörperschaft, die ihm greif bare wertvolle Dienste
leistet, nıcht 11UI anzuerkennen, sondern uch Daß diese ematık sich MIt den Auffassungen des
subventionileren. Aus Furcht, dies könnte einem Z weliten Vatikanums vereinbaren Jäßt, habe ich ab-
«Konfessionalismus» führen, lassen sich gewlsse S1C. Rande vermerkt, da Ss1e mir in ine
Staaten @ die USA) VOI normalen Beziehungen Zukunftsperspektive hineinzuragen sche1int. So
ZUL RO alten, obwohl diese der Nation, de- w1e ich die Dinge sehe, wiıird s1e w1e das ema der
rfen Interessen S1e VELELGLGM zugute kämen; diese indirekten Gewalt VO: einigen durch die moderne
Besorgnisse erscheinen jedoch ungerechtfertigt. Theologie angeleuchteten Wirklichkeiten überholt

werden sowle urc den theoretischen und tech-Bedeutet dieser Entwurf ine Verletzung des
Wesens der Kirche” Meıines Erachtens nicht Man nischen Fortschritt sowohl des säkularen als uch
äßt sich Ja dabe1 nicht aut ine Bewertung des We- des kanonischen Rechts. Wır mussen diese Dualität
SC1I1S der Kirche e1n, wofür der Staat ja oftensicht- VO  n der Autonomie der politischen Rechtsordnun-
lıch wenig zuständig ware w1e jeglicher Typus DCN und der kanonischen Rechtsordnung her einer
rationaler Bemühungen. KEs handelt sich nıiıcht dar- Reflexion unterziehen und VO.:  5 der mMensSCcC.
u die Kirche rationalisieren und sS1e 1n einen Person aus die Dienste bewerten, welche die VCI-

Vere1in mit den angeführten bezeichnenden igen- schiedenen organisierten Körperschaften und die
Zusammenarbeit 7wischen ihnen leisten, denschaften umzuwandeln. ondern geht darum,

ihre geschichtliche Stellung edenken un:! sS1e 1n Diensten, die S1€e rechtfertigen, besser gerecht
einer ihrer Äußerungen mit den übrigen relig1ösen werden.
Konfessionenun den politischen, kulturellen uUuSW. Die geeigneten < anäle der Zusammenkünfte,
Gemeinschaften der Menschen 1n Verbindung der diplomatischen Beziehungen, der Anerken-
bringen. Hier stoßen WIr vermutlich Odaß WI1r NUuNS der Aktıivıtät der Christen und der NC als
«ad intra» VO: der theologischen Begründung abh- nstitution erfordern nicht, daß der Staat sich ent-

weder FÜr die La1zıtät oder die Konfessionalitätsehen auf die Grundlage afür, da ß die Kirche be-
entscheidet. Das, Was erfordert ist, wiegt 1elechtigt ist, sich den Körperschaften beteili-

DCN, die nicht ine eın staatliche Tätigkeit entfal- schwerer: Man mu ß dem gerecht werden, Was die
ten, sondern sich für das Wohlergehen der mensch- Kirche und der Staat 1im gesellschaftlichen Leben
en Gesellschaft einsetzen. Wıren darın uch darstellen ;el mussen einander respektieren und
ine tragfähige Stütze für die modernen Beziehun- garantieren und die sittliche, gesellschaftliche un!

ZCH mMI1t den Staaten, die einer dynamischeren juridische Verantwortung un etwalige Verletzun-
Haltung übergehen un den selbstgenügsamen SC dieses espekts un! dieser CGarantien auf sich

nehmen.Charakter aufgeben, der das klassische Merkmal der
Übersetzt VO]  S Dr. August BHeftzSouveränität WAafl, daß Ss1e ine oftenere Haltung

einnehmen, die das Entgegenkommen gegenüber
der Kırche begünstigt. Anderselits ec sich die

JUANReligionsfreiheit, die das Zweite Vatikanum auf-
grun tiefer Kriterien als ine politische geboren 25. Juli 193 in Santiago de Compostela, 960 Zzu1n YIe-

proklamiert hat, besser MI1t dieser Auffassung. sSter geweiht. Er studierte den Universitäten VO]  - Santiago de

Kın Seitenthema, das iner direkteren Unter- Compostela un Navarra, erwarb ein Diplom in zivilem und kanoni-
schem Recht, doziert kanonisches Offentliches ec| der Universi-

uchung bedarf, äßt sich A4UuS dieser Perspektive FÄt Aavarra. Kr veröftlentlichte anderem: Movilidad de 108
ebenTtalls klären der Vatikanstaat. Von den obigen Cargos pastorales (Madrid 19069
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